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Einführung und Problemstellung 

Rundfunk 1 spiegelt den jeweiligen sozialen und politischen Zustand einer 
Gesellschaft wider. Im Spiegelbild der deutschen Geschichte ist seit dem 
Herbst 1989 ein grundlegender Wandel der gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
erkennen. Der Rundfunk hat diesen Wandel aber nicht nur abgebildet, er hat 
auch gleichzeitig aktiv daran mitgewirkt. Dies verdeutlichen die Ereignisse am 
geschichtlich bedeutsamen 9. November 1989 in Berlin: Der Informationsse-
kretär der Ost-Berliner Bezirksleitung der SED, GUnter Schabowski, hatte eine 
Sitzung des Zentralkomitees seiner Partei verlassen, war vor die Internationale 
Pressekonferenz getreten und soll auf die Frage eines Journalisten nach dem 
Zeitpunkt der - vom Zentralkomitee eigentlich fiir den I 0. November 1989 
vorgesehenen - Grenzöffnung irrtUmlieh geantwortet haben: " ... unverzUg-
lich"2. Diese Nachricht vernahmen und verbreiteten die Journalisten gegen 
19.00 Uhr. Das Geschehen in derselben Nacht an der Berliner Mauer ist als 
"die erste Fernsehrevolution der Welt" beschrieben worden3. Verbreitung und 
Kommentierung der Nachricht durch die Massenmedien und die damit ausge-
löste Massenbegeisterung sind zugleich eindrucksvolles Beispiel illr die vom 
Bundesverfassungsgericht beschriebene Doppelfunktion des Rundfunks, nicht 

1 Hier und im folgenden verstanden als gemeinsamer Begriff ftlr Hörfunk und Fernsehen; an-
dere Erscheinungsformen des Rundfunks (ihrerseits seit § I I, 111 Landesmediengesetz Baden-
WUrttemberg vom 16. Dezember 1985, GBI. S. 539, üblicherweise als "rundfunkähnliche Kom-
munikationsdienste" zusammengefaßt) werden, soweit erforderlich, gesondert bezeichnet; vgl. 
auch BVerfGE 74, 297 (350); Libertus, Grundversorgungsauftrag und Funktionsgarantie, 
S. 136 ff. sowie die Legaldefinition des Rundfunkbegriffs durch Art. I § 2 I RuFu-StV, kom-
mentiert in: Ring, Medienrecht, C-0.3, § 2, Rn. 5 ff. ; vormals wurde nach "Hörrundfunk" und 
"Femsehrundfunk" unterschieden, vgl. BVerfGE 12, 205 (226); Herrmann, Fernsehen und Hör-
funk, S. 21 ff. ; Lerche, Landesbericht, S. 15 (22, dort Fn. I); Wendt, in: v. MUnch!Kunig, Grund-
gesetz, Band I , Art. 5, Rn. 57. 

2 Berichtet nach Egon Krenz, dem Nachfolger Erich Honeckers als Staats- und Parteichef der 
DDR, Wenn Mauem fallen, S. 181 f. ; vgl. auch Buschschlüter, ARD-Jahrbuch 1990, S. 110. 

3 Hanke, RuF 1990, 319 (319, 322); allgemein zur Stellung der elektronischen Medien im ge-
sellschaftlichen Zusammenleben Herrmann, Fernsehen und Hörfunk, S. 224 ff.; ders., ZUM 1991, 
325 (334). 
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nur als "Medium", sondern auch als wichtiger "Faktor" der individuellen und 
der öffentlichen Meinungsbildung4. 

Im Dritten Reich und in der DDR ist die Medium-Funktion des Rundfunks 
über 50 Jahre lang von der jeweiligen Regierung für deren Zwecke ausgenutzt 
worden; gleichzeitig wurde die Eigenständigkeit des Rundfunks als Faktor im 
Meinungsbildungsprozeß zurückgedrängt. 

Als im Osten Deutschlands ftir den Rundfunk noch einmal die Stunde Null 
schlug, bot sich die Gelegenheit zu seiner Neuordnung. Denn seit dem 3. Ok-
tober 1990 gilt im gesamten vereinigten Deutschland die in Auslegung des Art. 
5 I 2 GG vom Bundesverfassungsgericht herausgearbeitete Rundfunkverfas-
sung, in welcher der Begriff Rundfunkfreiheit keine leere Formel ist. Den neu-
gebildeten Ländern stand es offen, aufgrund ihrer Gesetzgebungskompetenz für 
das Rundfunkwesen die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen auf 
eigene Art auszugestalten. Das ist indessen nur sehr begrenzt geschehen, die 
Rundfunklandschaft im Osten Deutschlands ist im wesentlichen den westlichen 
Vorbildern nachempfunden worden. Rundfunkvertreter aus den alten Ländern 
hatten "Entwicklungshilfe" geleistet und jeweils eine Patenschaft für eines der 
neuen Länder übernommen5. Daher überrascht es nicht, daß sich aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht ähnliche Fragestellungen wie vor der Wiedervereinigung 
ergeben - freilich eingekleidet in neue Sachverhalte. Auf diese Fragen müssen 
angesichts der einfachgesetzlichen Ausgestaltung der Rundfunkfreiheit und der 
tatsächlichen Besonderheiten im Osten Deutschlands neue Antworten gefunden 
werden. 

Die folgende Untersuchung beschäftigt sich mit drei Problemkreisen des 
Rundfunkwesens, die in der alten Bundesrepublik angelegt und auf die neuge-
schaffene Medienordnung der Beitrittsländer übertragen worden sind. Es sind 
dies: Der Verfassungsauftrag zur Grundversorgung der Bevölkerung, das Ver-
fassungsgebot der Staatsfreiheit des Rundfunks und schließlich die verfas-
sungsrechtlich problematische Rundfunkfinanzierung. 

4 Vgl. BVertDE 83,238 (296); E 74,297 (323); E 73, 118 (152); E 57, 295 (319 f.); E 35, 202 
(222); E 12, 205 (260). 

5 Das WDR-Gesetz etwa diente als Vorbild ftlr Brandenburg, der Bayerische Rundfunk beriet 
Sachsen, der Hessische Rundfunk war in Thüringen an der Neuordnung beteiligt und der Nord-
deutsche Rundfunk erweiterte Organisation und Sendegebiet aufMecklenburg-Vorpommem, vgl. 
Kresse, Die Rundfunkordnung in den neuen Bundesländern, Rn. 188; ein zeitweise erörtertes 
"Reißverschlußverfahren" mit Neuerungen ftlr beide Teile Deutschlands hat nicht stattgefunden, 
dazu Kleinwächter, in: Kresse, Die Rundfunkordnung in den neuen Bundesländern, Rn. 39; ders., 
MP 1990, 133 (133); Odermann, RuF 1990,377 (382); Ho.ffmann-Riem, AfP 1991, 472 (474 f.). 
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Vor der im zweiten Teil dieser Arbeit vorzunehmenden Erörterung der ge-
nannten verfassungsrechtlichen Rundfunkprobleme in den neuen Bundeslän-
dern ist es hilfreich, zunächst übersichtsartig die Anfange des Rundfunks in 
Deutschland darzustellen und so die Verschiedenartigkeit der Rundfunkorga-
nisation in den Grenzposten zweier ehemals widerstreitenden Weltideologien 
zu veranschaulichen. Dabei soll versucht werden, die besondere verfassungs-
rechtliche Ausgangssituation des ostdeutschen Beitrittsgebiets im Vergleich zur 
grundrechtlich abgesicherten Rundfunkentwicklung im Westen deutlich zu 
machen. 
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